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Betrifft: Inhaftierung von drei führenden Menschenrechtsaktivisten in der Türkei 

Am 20. Juni 2016 wurden drei führende Menschenrechtsaktivisten in der Türkei inhaftiert. Der 
Journalist Erol Önderoğlu (Reporter ohne Grenzen) wurde nach der Verurteilung durch ein Gericht in 
Istanbul festgenommen. Şebnem Korur Fincancı, Vorsitzende der Menschrechtsstiftung der Türkei 
(TIHV), und Ahmet Nesin, Schriftsteller und Journalist, wurden am selben Tag verhaftet. Ihnen wird 
die Verbreitung von terroristischer Propaganda vorgeworfen, offenbar weil sie vorrübergehend die 
Redaktionsleitung der Tageszeitung Özgür Gündem, deren Schwerpunkt bei der Berichterstattung 
vorrangig auf dem Konflikt zwischen der türkischen Regierung und der PKK liegt, übernahmen. 

Die türkischen Behörden leiteten strafrechtliche Ermittlungen gegen 37 der insgesamt 44 Personen 
ein, die gegen das harte Durchgreifen gegen Mitarbeiter der Zeitung Özgür Gündem protestierten, 
indem sie sich im Rahmen einer Kampagne bereit erklärten, einen Tag lang Gastherausgeber der 
Zeitung zu sein. 

1. Hat die Kommission gegenüber der türkischen Regierung Bedenken geäußert hinsichtlich des 
Einsatzes von Antiterrorgesetzen zur Verhaftung von Journalisten und Wissenschaftlern, die nicht 
der Gewaltanwendung beschuldigt werden? Wenn nicht, warum nicht? 

2. Wie haben sich die Menschrechtsverletzungen und der Missbrauch von Antiterrorgesetzen seit 
der Erklärung über die Zusammenarbeit bei der Migrationssteuerung auf die Beziehungen 
zwischen der EU und der Türkei ausgewirkt? 

3. Gelten für die Türkei in Bezug auf die Erklärung zur Migration konkrete Richtwerte mit Blick auf 
die Rechtsstaatlichkeit, die Gewaltenteilung, willkürliche Inhaftierungen und das Recht auf freie 
Meinungsäußerung? Werden sich die jüngsten Entwicklungen auf die geplante Öffnung von 
Kapitel 33 auswirken? 

 


